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Die Ostmilliarde als Demutsgeste 
 

Bundesbern im Ausverkauf 
 

Von Ulrich Schlüer, Verlagsleiter «Schweizerzeit» 
 
Weshalb hat die Europäische Union die Schweiz als Erpressungs-Opfer 
auserkoren? Etwa, weil man im krisengeschüttelten Brüssel den Schweizer 
Bundesrat als die weit und breit zielloseste, unfähigste und schwächste 
Regierung einschätzt? 
 
In Sachen EU-Ostmilliarde scheint sich unsere Landesregierung alle Mühe zu 
geben, ihrem Ruf als orientierungslose und stets schwankende Landesbehörde 
nachhaltig gerecht zu werden. Einem Anflug verbalen Selbstbewusstseins vor 
einigen Wochen folgt jetzt der bittstellerische Kriechgang zur EU-Kommission.  
 

Demonstrative Diskriminierung 
 
Da meinte Brüssel die Schweiz schikanieren zu müssen: Demonstrativ verwei-
gert sie den Schweizer Börsen – den Börsen der weltweit zweitbesten Kundin 
der EU – willkürlich und erpresserisch jene Anerkennung, die sie andern Börsen 
– asiatischen, amerikanischen, australischen – selbstverständlich zubilligt.  
 
Selbst der Bundesrat durchschaute die erpresserische Absicht hinter dieser Schi-
kane. Und – man traute anfänglich seinen Ohren kaum – er rang sich gar dazu 
durch, öffentlich und vernehmbar gegen Brüssels Schikane zu protestieren: Man 

Als Brüssel mit erpresserischer Absicht den Schweizer Börsen die 
dauerhafte Anerkennung verweigerte, antwortete Bern auf diese  
willkürliche, unser Land diskriminierende Schikane mit  
Suspendierung der von Brüssel erwarteten sog. Ostmilliarde. Nach  
wenigen Wochen eigenständigen Handelns bricht der Bundesrat jetzt 
aber ein – und bezahlt. Niemand zu Bundesbern wagt noch, die 
Schweiz, ihre Freiheit und ihre direkte Demokratie in Brüssel  
selbstbewusst zu verteidigen. Der Bundesrat ist von Heimatmüdigkeit 
befallen. Eine Krankheit, die, wenn sie das Land ansteckt, tödlich  
enden könnte.  

http://www.schweizerzeit.ch/


 2 

werde, liess Bundesbern zur Untermauerung des verbalen Protests gar verlau-
ten, die Zahlung der von Bundespräsidentin Doris Leuthard dem EU-Chef Jean-
Claude Juncker bereits verbindlich zugesagten Ostmilliarde suspendieren – bis 
Brüssel seiner erpresserischen Allüren der Schweiz gegenüber entsage. So 
sagte es die letztjährige Bundespräsidentin – nachdem sie wenige Tage zuvor 
ihre Wange dem Lecksüchtigen aus Brüssel noch strahlend dargeboten hatte.  
 

Rückgrat? 
 
Mit ihren harschen Worten wollte sie Brüssel wohl auch zeigen, dass sich die 
Schweiz nicht willenlos der ihr von Brüssel per «Rahmenvertrag» zugemuteten 
Unterwerfung unter den Brüsseler Apparat fügen werde. Einige glaubten aus die-
ser scheinmutigen Erklärung so etwas wie einen Willen herauslesen zu können, 
es sei zur von Brüssel geforderten «institutionellen Einbindung» der Schweiz in 
den Brüsseler Apparat noch nicht das letzte Wort gesprochen. Die automatische 
Übernahme von Brüsseler Beschlüssen, die Unterstellung der Schweiz unter den 
EU-Gerichtshof, das Brüsseler Sanktionsrecht gegen eine allfällig nicht buchsta-
bengetreu bis zum letzten Komma den Wünschen Brüssels entsprechende 
Schweiz könne vielleicht doch noch abgewendet werden. 
 

Ernüchterung 
 
Doch bald schon stellte sich Ernüchterung ein. Als Ueli Maurer – Vorsteher des 
vom in den Schulden ersaufenden Brüssel ganz besonders ins Visier genomme-
nen Finanzdepartemts – den Bundesrat aufforderte, die harschen Worte auch 
noch mit spürbaren Taten zu begleiten, verfiel Bundesbern sofort wieder in seine 
sattsam bekannte Entschluss-Unfähigkeit. Belehrt, dass «Diskriminierung» ge-
mäss Welthandelsorganisation WTO eine eklatante Verletzung geltenden 
Rechts darstellt, gegen welche erfolgversprechend Klage angebracht sei, flüch-
tete sich der Bundesrat sofort wieder in die altbekannten Muster gezielten Nichts-
tuns: Bevor solches erwogen werden könne, müsse eine «Abklärungs-Kommis-
sion» ins Leben gerufen werden. Womit Maurers Antrag auf jene lange Bank 
verwiesen wurde, die in Bern allzu oft nirgends ein Ende hat.  
 
Berns Vorrat an Mut war nach der geharnischten Erklärung der Bundespräsiden-
tin offensichtlich aufgebraucht. Ihre Drohung der Nicht-Bezahlung der Ostmilli-
arde richtete sich gar nicht an die EU. Sie entpuppte sich vielmehr als blosse 
Show zur Besänftigung der aufgebrachten Öffentlichkeit.  
 

Kniefall 
 
Und jetzt folgt der Kniefall. Mit demutsvoll Brüssel dargebrachter Ostmilliarde ar-
tikuliert Bundesbern sein Einknicken als «Rückkehr zum Einvernehmen über 
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Grundprinzipien». Ein Canossa-Gang, wie man ihn sich peinlicher kaum vorstel-
len kann.  
 
Eine volle Milliarde Euro, zwischen 1,3 und 1,4 Milliarden Franken legt die Bun-
desrats-Mehrheit also der EU-Kommission demütig vor die Füsse. Geld von 
Steuerzahlern. Jeder Einwohner der Schweiz (Säuglinge, Kinder, Sozialhilfebe-
züger, Asylanten und Schweinasylanten inbegriffen) träfe es um rund 175 Fran-
ken. Da längst nicht alle tatsächlich Steuern zahlen müssen, trifft Berns Unter-
würfigkeit Brüssel gegenüber die tatsächlich Steuerpflichtigen viel härter. Frei-
lich: Frau Leuthard wird diesen gegenüber wohl bald schon mit der Erklärung – 
begleitet vom ihr eigenen, maskenhaften Lächeln – aufwarten, das treffe den 
Einzelnen pro Tag bloss mit ungefähr einem Zweifränkler, eine Familie vielleicht 
mit einem Zehnernötli… 
 

Was ist die Schweiz? 
 
Der Ausverkauf der Schweiz nimmt Fahrt auf. Als Chef-Ausverkäufer entpuppen 
und profilieren sich vor allem Bundesräte – zumindest jene, die in der Landesre-
gierung den EU-devoten Mehrheitsblock bilden. Ihnen fehlt offenbar jeglicher Mut 
und jegliche Bereitschaft, Brüssel gegenüber irgend einmal zu erklären, was die 
Schweiz ist, was die freie Schweiz will, welche Standpunkte schweizerischem 
Selbstverständnis entsprechen.  
 
Sie getrauen sich nicht, in Brüssel in Erinnerung zu rufen, dass die Schweiz ein 
souveränes Land ist. Dass in der Schweiz eine starke Wirtschaft Tatsache ge-
worden ist, die in EU-Ländern nicht bloss ausgesprochen häufig als Käuferin von 
Produkten und Dienstleistungen auftritt, die ausserdem auch pünktlich bezahlt, 
was sie bezieht. Bundesbern getraut sich nicht, darauf hinzuweisen, dass in der 
Schweiz die Gesamtheit der Bürgerinnen und Bürger den Souverän bilden. Dass 
sich die Schweiz eine Verfassung mit direkter Demokratie geschaffen hat, die 
ihren Bürgerinnen und Bürgern das letzte Wort in allen wichtigen Entscheidungen 
sichert. Bundesbern getraut sich nicht, der Brüsseler Bürokratie mitzuteilen, dass 
die Schweiz ihre direkte Demokratie nicht zu opfern bereit ist – auch wenn diese 
von der NZZ kürzlich als «historischer Plunder» diffamiert worden ist. Und dass 
die Schweiz mit jedem andern Land dieser Welt, ganz sicher auch mit der Euro-
päischen Union konstruktiv gute Beziehungen pflegt – ohne allerdings auf ihre 
direkte Demokratie zu verzichten.  
 
Bundesbern sagt nie, dass die Schweiz mit ihrer direkten Demokratie keinem 
einzigen Land auf dieser Welt irgend welchen Schaden bereitet – auch nicht der 
sich zu einem Machtblock mit herrischem Regiment mausernden Europäischen 
Union. Bundesbern getraut sich auch nicht mehr darauf hinzuweisen, dass die 
Schweiz allerdings auch ein Land ist, das für politische Erpressung nichts, aber 
auch gar nichts übrig hat. Dass die Schweiz – indem sie die Souveränität eines 
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jeden andern Landes vollauf respektiert – auch selbstverständlichen Respekt ih-
rer eigenen Souveränität gegenüber einfordert, da diese Souveränität der 
Schweiz niemanden beleidigt, niemanden verletzt, niemanden in seinen Rech-
ten, Freiheiten und Möglichkeiten beeinträchtigt.  
 

Heimatmüder Bundesrat 
 
Diese Botschaft wäre Brüssel seitens der Schweizer Landesregierung endlich zu 
übermitteln. Dazu findet unsere Landesregierung den Mut aber offensichtlich 
nicht mehr. Heimatmüde, schweizmüde möchte sie sich lieber unter die Fittiche 
jener flüchten, die sie eben erst noch – und dies völlig zu Recht – Erpresser 
genannt hat. Vor diesen Erpressern kriechen Bundesräte jetzt, ihnen eine volle 
Ostmilliarde reumütig darbietend, auf dass die Bundesberner zu Brüssel wieder 
als «Liebkind» behandelt werden. Wer genau hinhört, kann vielleicht gar noch 
ein Angebot vernehmen im Stile von «Dörf’s es Bitzeli meh sii?». 
 
Nicht mehr Interessen-Wahrung, vielmehr Ausverkauf selbst elementarster Inte-
ressen unseres Landes ist zum Geschäft der Landesregierung geworden. Sol-
ches Handeln hat zwar Preisgabe von Freiheit zur Folge – aber das scheint Bun-
desräte nicht mehr anzufechten. Wichtiger ist ihnen offenbar, von der ihnen lästig 
gewordenen Verantwortung fürs Land befreit zu werden. Auf dass sie skrupello-
sen Erpressern gegenüber nicht mehr zum politischen Kampf antreten müssen.  
 
Die Berner Krankheit heisst «Heimatmüdigkeit». Sie könnte zur tödlichen Krank-
heit werden.  
 
 

Ulrich Schlüer 
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